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1. PROBLEMSTELLUNG

Als Folge des Unfalls in Schweizerhalle im Jahre 1986, der die 
drastischen Folgen chemischer Risiken verdeutlichte, wurde durch 
die Bundesbehörden eine Verordnung ausgearbeitet, um die 
Bevölkerung und die Umwelt vor den schweren Schädigungen 
eines Störfalles zu schützen.

Die Störfallverordnung (StFV) dient hauptsächlich den folgenden 
Zielen:
· Die Risiken aufzulisten, die für die Bevölkerung und die 

Umwelt aufgrund der Verwendung von Stoffen, Produkten, 
Sonderabfällen, oder Mikroorganismen sowie der Beförderung 
gefährlicher Güter entstehen.

· Den Betreiber einer Anlage dazu verpflichten, in eigener 
Verantwortung alle Massnahmen zu ergreifen, um das Gefahren-
potential zu mindern, Störfälle zu vermeiden und gegebenenfalls 
ihre Folgen zu beschränken.

· Störfälle unter Kontrolle zu bringen, indem der Betreiber dazu 
verpflichtet wird, einen Störfall sofort zu bekämpfen, ihn den 
Behörden zu melden und einen Bericht über seine Folgen und 
die Lehren, die zu ziehen sind, zu erstellen.

Bei den betroffenen Anlagen handelt es sich um Betriebe, die 
gewisse Mengen an Stoffen, Produkten, Sonderabfällen oder 
Mikroorganismen mit Risikopotential lagern oder verwenden, sowie 
die Verkehrswege zu ihrer Beförderung (Strassen, Eisenbahn).

Die StFV legt die im Falle chemischer oder technologischer Risiken 
zu befolgenden Verfahrensschritte und zu erstellenden Dokumente 
fest. Die einzelnen Verfahrensschritte werden in der folgenden 
Grafik zusammengefasst.

Mitwirkende Stellen

AfU, RUBD und BRPA

Rechtlicher Rahmen

Neue eidgenössische oder 
kantonale Gesetzesgrundlage 
seit dem alten kantonalen 
Richtplan

Verwalungspraxis

Unveränderte Ziele der 
kantonalen Politik

Neue Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Kantonale Studie in Bearbeitung 

Neue Auswirkungen auf die 
Ortsplanung

Neue Aufgabenverteilung

Vorgehen für die Studien betreffend  
chemischen und technologischen Risiken

Der Kanton Freiburg verfügt über ein Verzeichnis der Anlagen, 
welche der StFV unterstellt sind, sowie über eine Liste der Betriebe 
mit Risikopotential gemäss Art. 10 USG. Er arbeitet derzeit ein 
Risikokataster gemäss Art. 16, StFV aus.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Das Hauptziel besteht darin, das Vorsorgeprinzip anzuwenden, 
indem mit Hilfe der Planung die Exposition von Personen und 
Gütern gegenüber chemischen und technologischen Risiken 
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vermieden wird, oder gegebenenfalls ihre möglichen Gefahren 
und Folgen verringert werden.

Gleichzeitig besteht das Ziel, die Entwicklung und den Fortbestand 
der existierenden Risikoanlagen sicherzustellen, indem spätere 
Konflikte aufgrund einer unzweckmässigen Nutzungsplanung 
vermieden werden.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Ganz allgemein muss die Ausscheidung einer neuen Wohnzone in 
der Nähe von Anlagen oder Betrieben mit Risikopotential vermieden 
werden. Andernfalls muss auf der Grundlage der Angaben des 
AfU im Rahmen des erläuternden Bericht der Ortsplanung eine 
Risikostudie durchgeführt werden. Bei der Risikoabklärung muss der 
Sicherheit der Menschen und Güter die Priorität eingeräumt werden. 
Sie kann zu einem Vorschlag der Unbebaubarkeit des Terrains, 
der eingeschränkten Bebaubarkeit oder einer unbeschränkten 
Nutzung führen.

Sollte im umgekehrten Falle eine neue Industriezone in der Nähe 
einer bestehenden Wohnzone geplant werden, so muss, da 
noch nicht bekannt ist, welche Art von Betrieb sich effektiv in 
dieser Zone ansiedeln wird, im betreffenden Artikel des Planungs- 
und Baureglements (PBR) eine entsprechende Auflage formuliert 
werden (Kontaktaufnahme des Grundstückbesitzers mit dem AfU 
vor einer Überbauung oder dem Verkauf des Terrains, eventu-
elle Vorsorgemassnahmen wie Pufferzonen oder einzuhaltende 
Mindestabstände im Falle von Risikoanlagen usw.).

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Die Ortsplanung muss so ausgearbeitet sein, dass die Bevölkerung 
möglichst geringen chemischen oder technologischen Risiken 
ausgesetzt ist. Gegebenenfalls müssen die Pläne und Reglemente 
Angaben oder Einschränkungen enthalten, welche die möglichen 
Folgen einer Risikoexposition verringern.

Der kantonale Richtplan schlägt vor, dass die bestehenden Daten 
über Anlagen oder Betriebe mit Risikopotential berücksichtigt 
werden. Er fordert die Gemeinden auf, ihre Planungen im Hinblick 
auf das Ziel der Risikobewältigung zu überprüfen und geeig-
nete Massnahmen zu treffen, die bis zur Auszonung von nicht 
erschlossenen Bauzonen in der Nähe von Risikoanlagen gehen 
können.

In ihrer Funktion als Inhaber von Industriegeländen sollten die 
Gemeinden auch vor jedem Verkauf oder jeder Ansiedlung einer 
Anlage mit Risikopotential das AfU informieren.

Durch den Kanton Freiburg verlaufen Erdgashochdruckleitungen. 
Um das mit dieser Infrastruktur verbundene Risiko zu vermeiden, 
muss in der Ortsplanung der Grundsatz verankert sein, dass 
entlang ihres Verlaufs keine Bauten geplant werden können.


